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VORWOKT. 

Die vorliegende Schrift  bildet den ersten grundlegenden 
Theil einer Untersuchung, welche in drei gesonderten Ab-
theilungen veröffentlicht  werden soll. Die Theilung in der 
Publication scheint einer Motivirung zu bedürfen. 

Anfänglich hatte ich nur die Erörterung einer specifisch 
wechselrechtlichen Frage im Auge. Ich wollte den Versuch 
machen, die zahlreichen Controversen aus dem Capitel von 
der Wechselverjährung, welche sich auf die Anwendung, 
Modification oder Ausschliessung der civilrechtlichen Ver-
jährungsgrundsätze beziehen, von einem Gesichtspunkte aus 
zu lösen durch den Nachweis, dass die sogenannte Wechsel-
verjährung kein Fall echter Verjährung, sondern ein, mit 
derselben nur äusserlich verwandtes, dem eigentlichen Wesen 
nach aber von derselben völlig verschiedenes juristisches 
Phänomen sei, nemlich ein Fall von zeitlicher Rechtsein-
schränkung durch gesetzlichen dies  ad quem. Da es sich 
nun bei diesem Nachweise in erster Linie um den begriff-
lichen und praktischen Unterschied zwischen Verjährung und 
gesetzlicher Rechtsbefristung im Allgemeinen handelte, so 
wandte ich mich mit dieser Vorfrage  an die Theorie des all-
gemeinen Privatrechtes. Jedoch vergeblich ; denn ich fand, dass 
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die eben angedeutete grundsätzliche Frage bis heute weder von 
der Theorie des gemeinen Rechtes, noch von jener der modernen 
Particularrechte erörtert, geschweige denn auf solche Weise 
beantwortet ist, dass sich die wechselrechtliche Untersuchung 
der Sätze der civilrechtlichen Lehre hätte ohne weiters be-
dienen können. Es zeigte sich vielmehr, dass diese letztere 
die beiden in Rede stehenden Erscheinungen theils noch 
vollständig mit einander vermengt, theils den begrifflichen 
Unterschied unrichtig formulirt  und die Feststellung der 
praktischen Unterschiede beinahe ganz vernachlässigt hat, 
obgleich sowohl im gemeinen Rechte wie in den modernen 
Gesetzbüchern Fälle legaler Rechtsbefristung vorkommen, 
deren Scheidung von der Verjährung theoretisches wie 
praktisches Interesse bietet. So hatte ich mich also an die 
Theorie des allgemeinen Civilrechtes um Antwort auf die 
grundsätzliche Frage vergebens gewendet, und sah mich 
in Folge dessen genöthigt, das Gebiet derselben selbst zu 
betreten, um die begehrte Antwort zu finden. Die zu diesem 
Zwecke angestellte Voruntersuchung übergebe ich in der 
nachstehenden Schrift  der Oeffentlichkeit. 

Im zweiten Theile der Untersuchung, dessen Veröffent-
lichung in kurzer Zeit erfolgen soll, wird versucht werden, auf 
Grund der Resultate des vorliegenden allgemeinen Theiles 
die eingangs dieser Zeilen erwähnten wechselrechtlichen 
Streitfragen  zu lösen, und zwar durch den Nachweis der 
Temporalität der Wechselobligation. 

Ausser dieser Aufgabe de lege lata  stellt sich jedoch der 
zweite, wechselrechtliche Theil der Untersuchung noch eine 
solche de lege ferenda.  Bekanntlich geht der Zug der Zeit 
dahin, die Wechselgesetzgebungen der verschiedenen Länder 
zu einem einheitlichen Wechselrechte zu vereinigen. Dieses 
grosse Unternehmen möchte ich nach meinen bescheidenen 
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Kräften dadurch zu fördern  trachten, dass ich in einer 
Materie, in welcher sich die gegenwärtigen Gesetzgebungen 
wesentlich von einander unterscheiden, nemlich in dem 
Capitel von der Wechselverjährung, festzustellen suche, 
welchen von den möglichen verschiedenen Standpunkten das 
geplante unificirte Recht einnehmen soll. Ich halte nemlich 
diese grundsätzliche Frage noch für unbeantwortet trotz des 
die Verjährung betreffenden  Fundamentalartikels, welcher 
von der Conferenz der Gesellschaft für Reform und Codi-
fication des internationalen Rechts zu Frankfurt a. M. im 
Jahre 1878 aufgestellt worden ist*). In diesem Artikel ist 
nur von der Länge der Frist und dem Zeitpunkte ihres Be-
ginnes, nicht aber davon die Rede, was denn unter der „Ver-
jährung der Wechselklage" eigentlich zu verstehen, und nach 
welchen Rechtssätzen dieselbe zu beurtheilen sei. Dass ein 
grundsätzlicher Ausspruch über diesen letzteren Punkt unter-
blieben ist, ist nur durch die Annahme erklärlich, dass die 
Mitglieder der Conferenz von der irrthümlichen Voraussetzung 
ausgingen, die gegenwärtig bestehenden und zu unificirenden 
Gesetzgebungen verstehen unter der „Wechselverjährung" 
ein und dasselbe Rechtsinstitut, während in Wahrheit, wie 
bereits bemerkt wurde, die Wechselgesetze der einzelnen 
Länder in dieser Materie principiell verschiedene Stand-
punkte einnehmen. 

Der dritte Theil der Schrift  endlich wird sich mit der Sub-
sumtion jener grossen Zahl von Fristbestimmungen beschäftigen, 
weichein den modernen Gesetzbüchern enthalten sind, und rück-
sichtlich welcher es zweifelhaft  ist, ob der Gesetzgeber durch 
dieselben Verjährung oder Legalbefristung statuiren wollte. 

*) „Die Wechselklage gegen alle aus einem Wechsel verpflichteten 
l Personen (Acceptant, Aussteller, Indossant und Bürgen) verjährt in 

18 Monaten vom Verfallstage des Wechsels an gerechnet." 
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Mit dieser Untersuchung soll in erster Linie eine Reihe von 
einschlägigen Controversen auf dem Gebiete des österreichi-
schen, preussischen und französischen Civilrechtes der Lösung 
näher gebracht, und in zweiter Linie für das in Aussicht 
genommene deutsche C iv i l gese tzbuch auf rechtsver-
gleichendem Wege Material gesammelt werden zum Zwecke 
der Entscheidung der Frage, welche Ansprüche der Ver-
jährung, und welche der gesetzlichen Befristung zu unter-
werfen seien. 

Da ich mich in der vorliegenden Untersuchung beinahe 
ganz und gar auf eigene Füsse zu stellen hatte; da das 
Problem an und für sich ein schwieriges ist; und da ich 
mir wenigstens das Eine mit Beruhigung sagen kann, den 
Schwierigkeiten nirgends absichtlich aus dem Wege gegangen 
zu sein, so glaube ich bei der Veröffentlichung  dieser Schrift 
auf eine nachsichtige Aufnahme derselben rechnen zu dürfen. 

Czernowi tz im Mai 1880. 

Dr. Alexander Grawein. 
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§ 1. 

E I N L E I T U N G . 

I. Bekanntlich weichen die Bestimmungen der all-
gemeinen deutschen Wechselordnung hinsichtlich der Ver-
jährung der Wechselobligation von den Grundsätzen des 
allgemeinen Privatrechtes nicht blos in der Länge der Frist 
sondern auch darin ab, dass die Hemmung der Verjährung 
gänzlich ausgeschlossen und die Unterbrechung auf den Fall 
der Klagebehändigung eingeschränkt ist (Art. 80 der a. W. 0.). 
Ob ausserdem noch in anderen Punkten die allgemeinen 
Verjährungsgrundsätze unanwendbar oder in ihrer Anwendung 
auf den Wechsel wenigstens zu modificiren seien, darüber 
herrscht bekanntlich Streit. Die wichtigsten der einschlägigen 
Controversen beziehen sich: auf die Wirkung der Prolongation 
hinsichtlich des Beginnes der Verjährung; auf die Wirkung 
des nach Ablauf der Frist geleisteten Verzichtes auf die 
Verjährungseinrede; auf die Beweislast bezüglich des Datums 
des Beginnes der Frist, wenn dasselbe, wie ζ. B. beim Rem-
bourseregresse von Seite eines Indossanten (Art. 79 „Tag der 
Zahlung"), zweifelhaft  ist; auf die Supplirung der Verjäh-
rungseinrede durch den Richter von Amtswegen; auf die 
Fristenlänge bei räumlicher Collision der Gesetze. Obwohl 
sich, wie aus den unten folgenden Literaturangaben zu er-
sehen sein wird, eine grosse Zahl von Schriftstellern  für eine 

Gr a w e i η , Verjährung und gesetzliche Befristung. 1 



solche Beantwortung der eben angedeuteten Fragen ent-
schieden hat, welche mit den allgemeinen Verjährungsgrund-
sätzen im Widerspruche steht, so ist doch von keinem der-
selben der Versuch gemacht worden, die einzelnen Besonder-
heiten auf dem Wege der Construction aus einem gemein-
samen Gesichtspunkte zu erklären, sondern man hat die 
einzelnen Fragen, ohne dieselben unter einander in Beziehung 
zu bringen, theils aus dem eigenthllmlichen Wesen des 
Wechsels, theils aus dem Verkehrsbedürfnisse  argumentirend, 
vereinzelt erörtert und entschieden. 

Die nachstehende Untersuchung unternimmt es nun, zu 
zeigen, dass nicht allein die in der a. W. 0. ausdrücklich 
statuirten Abweichungen von den allgemeinen Verjährungs-
grundsätzen, sondern auch jene zahlreicheren Abweichungen, 
welche nach der Ansicht einer grossen Zahl von Schriftstellern 
durch die Natur des Wechsels geboten erscheinen, aus einem 
einzigen Gesichtspunkte ihre gemeinsame Erklärung finden: 
aus der T e m p o r a l i t ä t der Wechselobligation. Es soll nem-
lich der Nachweis geliefert  werden, dass der Untergang der 
Wechselforderung,  welcher nach Ablauf der in den Artikeln 
77, 78, 79 und 100 der a. W. 0. statuirten Fristen eintritt, 
kein Fall wahrer Verjährung, d. h. nicht Aufhebung eines 
vom Hause aus zu unbestimmter, unbeschränkter Dauer be-
rechneten Anspruches durch Unterlassung seiner Ausübung, 
sondern ein Fall von Rechtsbefristung ist, d. h. dass die 
Wechselobligation schon von vornherein nur auf eine be-
stimmte, beschränkte Dauer entsteht und nach Ablauf der 
ihr zugemessenen Lebenszeit von selbst erlischt. 

Ich glaube dieser völlig neuen Auffassung,  welche die 
Wechselforderung  nicht durch technische Verjährung sondern 
durch Temporalität derselben untergehen lässt, Bedeutung 
beilegen zu müssen nicht allein vom Standpunkte theoretischen 
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Erkennens, sondern auch von jenem praktischer Relevanz. 
Die richtige Construction eines juristischen Phänomens hat 
ja nicht blos die Bedeutung, eine Reihe unzweifelhafter 
Rechtssätze auf dem Wege geistiger Durchdringung unter 
einander in innerlichen logischen Zusammenhang zu bringen 
und als Ausflüsse eines gemeinsamen Grundgedankens zu 
erkennen; sie hat noch die weitere und wichtigere Be-
deutung, theils Rechtssätze, welche in ihrer Isolirung be-
trachtet zweifelhaft  erscheinen, durch die logische Relation 
mit dem aus dem vorhandenen Vorrathe an unzweifelhaften 
Rechtssätzen gewonnenen Constructionsresultate klar zu 
stellen, theils die Ableitung neuer Rechtssätze auf dem Wege 
der Synthese zu ermöglichen. Gerade in dieser zweiten 
Function wird sich angesichts der Spärlichkeit der auf das 
in Rede stehende Phänomen bezüglichen ausdrücklichen Be-
stimmungen der a. W. 0. die Construction desselben zu be-
währen haben. Denn von der Frage: ob dasjenige, was 
man bisher als Verjährung angesehen und was vom Gesetze 
selbst als solche bezeichnet wird, auch wirklich eine eigent-
liche Verjährung ist, oder nur ein mit der Verjährung 
äusserlich zwar verwandtes, seinem Wesen nach aber von ihr 
völlig verschiedenes juristisches Institut —, von dieser 
principiellen Frage hängt naturgemäss die Antwort auf jene 
grosse Zahl von praktischen Fragen ab, welche sich beziehen 
auf die Anwendung oder Nichtanwendung der Verjährungs-
grundsätze in denjenigen Punkten, in welchen die a. W. 0. 
keine ausdrücklichen Bestimmungen enthält. 

II. Nachdem im Vorstehenden mit wenigen Worten das 
Problem angedeutet ist, dessen Lösung uns beschäftigen soll, 
dürften auch einige orientirende Bemerkungen über den 
Weg zur Lösung und über die Methode der Untersuchung 
hier ihre richtige Stelle finden. 

l * 




